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zur Abänderung der Rechtsverordnung über Fremdenführungen im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig vom 5. Juni 1936. 
Vom 5. Mai 1939. 


Auf Grund des 8 1, Ziffer 9, 68, 89, in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des feine Verlängerung ausipre- 
chenden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Die Verordnung über Fremdenführungen im Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 5. Juni 
1936 wird wie folgt abgeändert: 
Artikel 1 
Der $ 1 erhält folgende Faſſung: 
Entgeltliche oder unentgeltliche Führungen im Gebiet der Freien Stadt Danzig einſchließlich 
in den Räumen der Danziger Sehenswürdigkeiten dürfen, ſofern es ſich um geſchloſſene aus⸗ 
wärtige Fremdengruppen von mehr als 5 Perſonen handelt, nur durch ſolche Perſonen vor⸗ 
genommen werden, die einen vom Landesverkehrsverband ausgeſtellten Ausweis erhalten 
haben. 
Der Senat kann in beſonderen Fällen Ausnahmen hiervon geſtatten. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Wbg. I. 9070-4. Greiſer Dr. Schimmel 


95 Unsführungsverordnung 
zur Verordnung über die Organiſation der Verſicherungsträger nach der Reihsverfiherungsordnung 
und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 28. Februar 1939 (G. Bl. S. 93). 
Vom 16. Mai 1939. 

Auf Grund des Artikels 3, 8 2 der Verordnung über die Organiſation der Verſicherungsträger 
nach der Reichsverſicherungsordnung und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſez vom 28. Februar 1939 
(G. Bl. S. 8 ff.) wird folgendes verordnet: 

Artikel 1 


Für die als Leiter von Ortskrankenkaſſen berufenen Geſchäftsführer gelten die 88 25, 26 des 
Danziger Beamtengeſetzes vom 2. November 1938 (G. Bl. S. 549) ſinngemäß. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 6. 1939.) 
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Für die als ehrenamtliche Leiter berufenen Perſonen gilt folgendes: 

Der Leiter muß die Gewähr dafür bieten, daß er jederzeit rückhaltlos für den nationalſozialiſtiſchen 
Staat eintritt. 

Als Leiter können nur Perſonen berufen werden ‚die das 27. Lebensjahr vollendet haben und 
ariſcher Abſtammung ſind; it der zu Berufende verheiratet, jo muß auch ſeine Ehefrau ariſcher Ab⸗ 
ſtammung ſein. Der Nachweis dieſer Vorausſetzun gen braucht nicht in den für die Anſtellung von 
Staatsbeamten vorgeſchriebenen Formen geführt zuwerden, wenn nach Anſicht der beteiligten Stellen 
kein Anlaß zu einem Zweifel beſteht. 

Im übrigen gelten die Vorſchriften der 8 12 Abſ. 2, 8 13, 8 14 Abf. 2, § 16 Abſätze 2, 3, 
§ 17, 88 21—23 ſowie der $$ 18 bis 20, 24 der Reichsverſicherungsordnung entſprechend, dieſe 
mit der Maßgabe, daß die Aufſichtsbehörde die Entſcheidung trifft und endgültig entſcheidet. 
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Für die als Führer eines Betriebes, als Stellvertreter eines ſolchen Führers oder als Innungs⸗ 
meiſter berufenen Leiter gilt ferner folgendes: 

Beamte können nur berufen werden, wenn der Verſicherungsträger lediglich für den Bereich von 
Behörden gilt (Betriebskrankenkaſſen des Staates uſw.) oder in weſentlichem Umfange Behörden oder 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts umfaßt. 

Den Führern von Betrieben werden gleichgeſtellt 

die Stellvertreter von Führern von Betrieben; N 

ſolche Perſonen, die Mitglieder des Vorſtandes einer juriſtiſchen Perſon ſind, wenn der 
Vorſtand Führer des Betriebes iſt; 

die in § 687 Abſ. 1, 2 der Reichsverſicherungsordnung aufgeführten Perſonen; 

ſolche Perſonen, die mindeſtens fünf Jahre lang zu den Führern von Betrieben oder den 
erwähnten Perſonengruppen gehören, ſich in dieſer Eigenſchaft und in der Verwaltung 
der Sozialverſicherung bewährt haben und noch in näheren Beziehungen zu einem bei 
dem Verſicherungsträger verſicherten Betriebe ſtehen. 
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Iſt eine Innungskrankenkaſſe für mehrere Innungen errichtet, fo ift für die Berufung des Leiters 
die Handwerkskammer zuſtändig. 

8 4 

Die Ernennung (Berufung) der Leiter erfolgt erftmals ohne Anhörung des Beirats. 

Die ehrenamtlichen Leiter werden für eine Amtszeit von fünf Jahren beſtellt. 

Die Landesverſicherungsanſtalten für Angeſtellte und für Invalidenverſicherung und die Land⸗ 
wirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft tragen die Bezüge ihres Leiters und feiner Stellvertreter (8 5) 
nach näherer Beſtimmung des Senats — Abt. Sozialverſicherung — ganz oder anteilsmäßig. Das 
gleiche gilt für einen der Dienſtzeit entſprechenden Teil der Verſorgungsbezüge. 

Bei den Landesverſicherungsanſtalten für Angeſtellte und für Invalidenverſicherung und bei der 
Landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft iſt Leiter im Sinne der Verordnung vom 28. Februar 1939 
(G. Bl. S. 93) der bei ihrem Inkrafttreten im Amt befindliche Vorſitzende des Direktoriums bezw. des 
Vorſtandes. 

Bei den Ortskrankenkaſſen und der Landkrankenkaſſe gelten vorläufig, längſtens jedoch bis zum 
31. Dezember 1939, als Leiter die beim Inkrafttreten der Verordnung vom 28. Februar 1939 
(G. Bl. S. 93) im Amt befindlichen Vorſitzenden des Vorſtandes. Die Auſſichtsbehörde kann, falls es 
die dienſtlichen Belange erfordern, jederzeit einen anderen vorläufigen Leiter einſetzen. 
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Die Stellvertreter der Leiter der Landesverſicherungsanſtalten für Angeſtellte und für Invaliden- 
verſicherung ſowie der Landwirtichaftlihen Berufsgenoſſenſchaft werden vom Senat aus dem Kreiſe 
der Beamten der Freien Stadt Danzig beſtellt. 

Bei den Landesverſicherungsanſtalten für Angeſtellte und Invalidenverſicherung und bei der 
Landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft iſt Stellvertreter des Leiters im Sinne der Verordnung vom 
28. Februar 1939 (G. Bl. S. 93) der bei ihrem Inkrafttreten im Amt befindliche Stellvertreter des 
Vorſitzenden des Direktoriums bezw. des Vorſtandes. 

Bei den Trägern der Krankenverſicherung und der Unfallverſicherung beſtimmt die Satzung die 
Zahl der Stellvertreter des Leiters. Bis zum Erlaß der Satzung trifft der Leiter mit Zuſtimmung 
der Aufſichtsbehörde die nötigen Beſtimmungen. Bei den Betriebskrankenkaſſen beſtellt der Leiter ſeine 


Stellvertreter. Im übrigen werden die Stellvertreter des Leiters von dem Leiter mit Zuftimmung der 
Aufſichtsbehörde berufen. Er beſtimmt dabei Umfang und Dauer der Stellvertretung; er kann die 
Berufung mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde widerrufen. 

Für die ehrenamtlichen Stellvertreter des Leiters gelten die SS 1,2 entſprechend. 
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Die Satzung des Verſicherungsträgers kann beitimmen, daß die Beſorgung laufender Geſchäfte 
des Leiters einem oder mehreren Stellvertretern oder leitenden Beamten (Angeſtellten) der Verwal⸗ 
tung übertragen wird. Bis zum Erlaß der Satzung trifft der Leiter mit Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde die nötigen Beſtimmungen. 

Wird der Verſicherungsträger ehrenamtlich geleitet, ſo führt ein beſoldeter Geſchäftsführer unter 
Weiſung des Leiters die laufenden Geſchäfte der Verwaltung; die Aufſichtsbehörde kann Ausnah⸗ 
men zulaſſen. Der Geſchäftsführer kann zum Stellvertreter des Leiters berufen werden; dies gilt bei 
den Genoſſenſchaften der Unfallverſicherung auch für den Geſchäftsführer der Sektion (Abteilung). 


8 7 | 
Der Leiter der Unfallgenoſſenſchaft iſt bei Einrichtungen nach den §8 843 bis 847 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung auch Leiter dieſer Einrichtungen. Er iſt berechtigt, die Einrichtungen allein zu 
vertreten und kann mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde Stellvertreter beſtellen. 


Artikel 2 
Beirat 
N 88 

Für die von der Aufſichtsbehörde in den Beirat berufenen Mitglieder gelten die Vorſchriften der 
SS 1, 2 des Artikels 1, in den Fällen der 88 18 bis 20, 24 der Reichsverſicherungsordnung trifft 
der Leiter die Entſcheidung; auf Beſchwerde entſcheidet die Aufſichtsbehörde endgültig. 

Für die als Verſicherte berufenen Perſonen gilt ferner folgendes: 

In den Beirat kann ein freiwillig Verſicherter berufen werden; er muß zu einer bei dem Ver⸗ 
ſicherungsträger verſicherten Gefolgſchaft gehören. Die übrigen Mitglieder müſſen Pflichtverſicherte 


ſein. 
8 9 c 
Der erſte Beirat iſt zu bilden, ſobald der Leiter des Verſicherungsträgers ſein Amt angetreten 
hat, und zwar bis ſpäteſtens drei Monate nach die ſem Zeitpunkt. 


§ 10 
Die Satzung des Verſicherungsträgers beſtimmt die Zahl der Verſicherten und der Führer von 
Betrieben im Beirat. Dieſe Zahl darf bei Krankenkaſſen mit weniger als 50000 Mitgliedern nicht 
mehr als je drei, bei den übrigen Verſicherungsträgern nicht mehr als je fünf betragen; der Senat 
— Abt. Sozialverſicherung — kann bei Genoſſenſchaften der Unfallverſicherung ausnahmsweiſe eine 
höhere Zahl zulaſſen. Bis zum Erlaß der Satzung trifft der Leiter mit Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde die nötigen Beſtimmungen. 
8 11 
Die Aufſichtsbehörde kann den von ihr zu hörenden Stellen eine Friſt zur Außerung ſetzen. 


8 12 
Als zuſtändige Gebietskörperſchaft gilt bei einem Verſicherungsträger, der ſich nicht über den 
Bezirk einer Gemeinde erſtreckt, die Gemeinde; entſprechendes gilt für die kleineren und größeren Ge⸗ 
meindeverbände. Dabei werden kleinere Unterſchie de in der Gebietsabgrenzung nicht berücksichtigt. Im 
Zweifelsfalle ſtellt die Aufſichtsbehörde feſt, welche Gebietskörperſchaft für den Verſicherungsträger 
örtlich zuſtändig iſt. 
8 13 
Für jedes Mitglied des Beirats ſind zwei Stellvertreter auf demſelben Wege wie die Mitglieder zu 
berufen (benennen). Sie vertreten das Mitglied in der für ſie beſtimmten Reihenfolge und rücken an 
ſeine Stelle, wenn es ausſcheidet. Sind beide Stellvertreter eines Mitgliedes fortgefallen, ſo beſtimmt 
bei den als Führer von Betrieben und als Verſicherte berufenen Mitgliedern die Aufſichtsbehörde die 
Stellvertreter aus den übrigen Stellvertretern derſelben Gruppe. Iſt insgeſamt die Hälfte der Stell⸗ 
vertreter einer Gruppe ausgeſchieden, ſo ſind erneut Stellvertreter zu berufen. Für den Arzt und den 
Vertreter der Gebietskörperſchaft können jederzeit nach Bedarf neue Stellvertreter berufen werden. 


8 14 
Bei den Betriebskrankenkaſſen kann der Führer des Betriebes oder ſein Stellvertreter auf die Be⸗ 
ſtellung ſeiner Vertreter verzichten; er kann ihre Stimmen ſelbſt führen. 


8 15 
Für die Stellung der Aufſichtsbehörde zum Beirat gelten die Vorſchriften der 88 32, 33 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung entſprechend. 
8 16 
Die Amtsdauer der Beiräte beträgt fünf Jahre. 


8 17 
Die Stellvertreter des Leiters und der Geſchäftsführer des Verſicherungsträgers können den 
Sitzungen des Beirats beiwohnen und ſich an den Verhandlungen beteiligen; dies gilt auch für den zur 
Geſchäftsführung einer Betriebskrankenkaſſe beſtellten Geſchäftsführer. 


§ 18 
Der Leiter kann für beſondere Aufgaben Ausſchüſſe bilden und zu ihnen auch andere Perſonen als 
die Mitglieder des Beirats zuziehen; dieſe Perſonen müſſen dieſelben perſönlichen Vorausſetzungen 
erfüllen wie die Beiratsmitglieder. 
8 19 
Der Arzt und der Vertreter der Gebietskörperſchaft im Beirat eines Verſicherungsträgers haben 
gegen den Verſicherungsträger Anſpruch auf Erſatz der Auslagen und auf einen Pauſchbetrag für Zeit⸗ 
verluſt nach Maßgabe der Beſtimmungen, welche für die als Führer von Betrieben in den Beirat 
Berufenen gelten. 
Artikel 3 
Leiter und Beirat 
Der Träger der Sozialverſicherung 
8 20 
Der Leiter ſtellt alljährlich vor Beginn eines neuen Geſchäftsjahres einen Haushaltsplan feſt. 
Der Leiter bedarf alljährlich für das abgelaufene Geſchäftsjahr der Entlaſtung. 


8 21 
Der Leiter kann in allen Angelegenheiten den Nat des Beirats einholen. 
Er ſoll den Beirat vor der Entſcheidung über wichtige Angelegenheiten hören; was wichtige 
Angelegenheiten ſind, entſcheidet der Leiter nach eigenem pflichtmäßigem Ermeſſen. 
Der Beirat iſt zu hören 
1. vor Erlaß und Anderung der Satzung, 
2. vor Feſtſtellung des Haushaltsplans. 
Will der Leiter in dieſen Fällen von dem Gutachten des Beirats abweichen, ſo entſcheidet die Auſſichts⸗ 
behörde. 
Dem Beirat obliegen die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlaſtung. Bei Ablehnung ent⸗ 
ſcheidet über die ſtrittigen Punkte die Auflichtsbehörde. 
In den Fällen der Abſätze 3 und 4 iſt die Auffaſſung der Beiratsmitglieder ſchriftlich feſtzulegen. 


8 22 
Dem Beirat obliegen — ſoweit noch erforderlich — auch die Abnahme der Jahresrechnung und 
die Entlaſtung für die früheren Jahre. 
Artikel 4 
Aufſicht 
8 23 
Mit dem 1. Juni 1939 treten die 88 30 Abſ. 1 und 31 Abſ. 4 der Reichsverſicherungsordnung 
in der Faſſung des Geſetzes vom 3. Juli 1931 (G. Bl. S. 635) außer Kraft. 


8 24 
Die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über Aufſicht (Erſtes Buch, Zweiter Abſchnitt VI) 
gelten entſprechend für die Aufſicht des Landesverſicherungsamts über die Landesverſicherungsanſtalt 
für Angeſtellte. 
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8 25 
Mit der Aufſicht über die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte gehen auf das Landes- 
verſicherungsamt auch die Befugniſſe über, die dem Senat nach § 21 Nr. 1, $ 192 Satz 2, 8 195 
Satz 1 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes zustehen. 
Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann weitere Befugniſſe, die dem Senat nach dem Ange- 
ſtelltenverſicherungsgeſetz oder den zur Durchführung dieſes Geſetzes ergangenen Vorſchriften zuſtehen, 
auf das Landesverſicherungsamt übertragen. 


Artikel 5 
Schlußvorſchriften 
8 26 

Für die Träger der Sozialverſicherung der Seeleute ſtehen den Verſicherten ſolche befahrenen 
Schiffahrtskundige gleich, die nicht zu den Führern von Betrieben oder den ihnen gleichgeſtellten Per⸗ 
ſonen gehören oder gehört haben; dabei gelten als befahrene Schiffahrtskundige ſolche Seeleute von 
Beruf, die mindeſtens fünf Jahre lang zu den Pflichtverſicherten einer bei der See⸗Berufsgenoſſenſchaft 
verſicherten Gefolgſchaft gehört haben und noch in näheren Beziehungen zur Schiffahrt ſtehen. 


8 27 
Die Vorſchriften der Verordnung über die Organiſation der Verſicherungsträger nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 28. Februar 1939 (G. Bl. S. 93 ff.) 
treten nach Maßgabe dieſer Verordnung mit dem 1. Juni 1939 in Kraft. 


8 28 
Mit dem 1. Juni 1939 treten die Verordnung über die Zuſammenſetzung der Organe der Ver⸗ 
ſicherungsträger nach der Reichsverſicherungsordnung und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz und über 
die Beſtellung von Verſicherungsvertretern bei den Verſicherungsämtern und dem Oberverſicherungs⸗ 
amt vom 25. Juli 1933 (G. Bl. S. 349) ſowie die dazu ergangenen Ausführungsverordnungen inſo⸗ 
weit außer Kraft, als es ſich um Ehrenämter bei Trägern der Sozialverſicherung handelt. Die 
Einreichung von Vorſchlagsliſten für die Berufung der Verſicherungsvertreter bei dem Verſicherungs⸗ 
amt und dem Oberverſicherungsamt obliegt an Stelle der früheren Wahlkörper und Organe den Bei⸗ 
räten. 
8 29 
Dieſe Ausführungsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 16. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S. I. 7. L248. Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


96 Verordnung 
zum weiteren Abbau der Notverord nungen in der Sozialverſicherung. 
Vom 16. Mai 1939. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 
Zum Wohle der heranwachſenden Jugend werden die Waiſenrenten und Kinderzuſchüſſe über das 
fünfzehnte Lebensjahr hinaus uneingeſchränkt bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr gewährt. 
Deshalb wird im § 559 a Abſ. 1 Satz 1, im § 591 Abſ. 1, im $ 1258 Abſ. 1 Satz 1 und im 
8 1271 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung das Wort „fünfzehnten“ durch das Wort „acht⸗ 
zehnten“ erſetzt; im $ 1258 der Reichsverſicherungsordnung fällt der Satz 2, im $ 1271 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung der Abſ. 2 weg. 
Artikel 2 
Das Ruhen der Renten wird neben Bezügen aus der Sozialverſicherung auf die Hälfte beſchränkt, 
neben anderen Bezügen ganz beſeitigt. 
Deshalb erhalten die 88 1274, 1275 der Reichsverſicherungsordnung unter Wegfall der 88 1276, 
1277 der Reichsverſicherungsordnung und des § 36 Ziffer 3 Satz 1 des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes folgende Faſſung: 
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„§ 1274 

Trifft die Invalidenrente mit einer Verletztenrente aus der Unfallverſicherung zuſam⸗ 
men, ſo wird die halbe Invalidenrente unverkürzt gewährt; die andere Hälfte ruht bis zur 
Höhe der Verletztenrente. 

Sind freiwillige Beiträge entrichtet, ſo werden die auf ſie entfallenden Steigerungs⸗ 
beträge voll gewährt; vom Reſt der Rente ruht die Hälfte bis zur Höhe der Verletzten⸗ 
rente. 

Den freiwilligen Beiträgen ſtehen gleich 

1. Beiträge, die in einer höheren als der geſetzlichen Klaſſe entrichtet ſind, 
2. Beiträge für verſicherungspflichtige Selbſtändige. 

Die Verletztenrente bewirkt das Ruhen nicht, 

1. wenn ſie für einen Unfall gewährt wird, der ſich nach Eintritt der Invalidität oder nach 

Vollendung des fünfundſechzigſten Lebensjahres ereignet, 

2. wenn ſie auf eigener Beitragsleiſtung des Verſicherten oder ſeines Ehegatten beruht, 
3. ſoweit ſie ſchon ein Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe nach dem Verſorgungsgeſetz her⸗ 
beiführt. 

Abſ. 1 gilt auch, ſoweit an die Stelle der Verletztenrente Krankenhauspflege oder Heil⸗ 
anſtaltspflege (Anſtaltspflege) tritt; die Heilanſtaltspflege (Anſtaltspflege) ſteht dabei der 
Vollrente gleich. 

Die Invalidenrente wird unverkürzt bis zum Ende des Monats gewährt, in dem die 
Verletztenrente zum erſtenmal ausgezahlt wird. 

8 1275 

Trifft eine Hinterbliebenenrente mit einer Hinterbliebenenrente aus der Unfallverſiche⸗ 
rung zuſammen, jo gilt der § 1274 entſprechend. 

Bei mehreren Hinterbliebenenrenten iſt jede einzelne Rente mit der ihr entſprechenden 
Hinterbliebenenrente aus der Unfallverſicherung zu vergleichen.“ 


Artikel 3 
Für die Kriegsteilnehmer wird die Erhaltung der Anwartſchaft erleichtert. 
Der § 1265 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält daher folgende Faſſung: 
„Hierbei werden das erſte und letzte Kalenderjahr der Verſicherung und die Zeiten, in denen 
der Verſicherte während des Weltkrieges dem Deutſchen Reich oder einem verbündeten oder 
befreundeten Staate Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet hat, nicht mitgezählt, 
wohl aber die hierfür entrichteten Beiträge.“ 


Artikel 4 
Übergangs: und Schlußvorſchriften 
8 1 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1939 in Kraft. 
Der Artikel 1 gilt mit Wirkung von ſeinem Inkrafttreten auch für Verſicherungsfälle, die vorher 
eingetreten ſind. 
8 2 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Rechts⸗ 
und Verwaltungsvorſchriften. Er iſt ermächtigt, die Vorſchriften der Sozialverſicherungsgeſetze an die 
Vorſchriften dieſer Verordnung anzupaſſen. 
8 3 
Leiſtungsverbeſſerungen, die auf Grund der Artikel 1 und 2 ſpäteſtens vom 31. Dezember 1939 
an gewährt werden, bleiben bei Prüfung der fürſorgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit, wenn dieſe ſpä⸗ 
teſtens zum gleichen Zeitpunkt eingetreten iſt, nach näherer Beſtimmung des Senats — Abt. Geſund⸗ 
heitsweſen und Soziales — außer Anſatz. 
Artikel 5 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf die Verſicherungsträger bei den Polniſchen Staats⸗ 
bahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig einſtweilen keine Anwendung. 


Danzig, den 16. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
SE. 22. Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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